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B L I C KW I NK E L

ten auf 7 Millionen Menschen wachsen, 

so die Schätzungen der Experten. Unab-

hängig von diesen Prognosen hat auch 

die jüngste Krise wieder gezeigt, dass 

die Gesundheitswirtschaft ein stabilisie-

render Faktor sein kann. Diese relative 

Krisenfestigkeit ist zum einen ihrer eher 

di�erenzierten Struktur und dem hohen 

Dienstleistungsanteil geschuldet. Zum 

anderen wird auch in Krisenzeiten nicht 

zuerst an der Gesundheit gespart. 

Die wichtigsten Wachstumstreiber sind 

neben der demografischen Alterung und 

dem medizinisch-technischen Fortschritt 

das stetig zunehmende Gesundheitsbe-

wusstsein und der Export. Die größten 

Wachstumsraten innerhalb der Branche 

verzeichnen daher auch die Bereiche 

Gesundheitstourismus, Fitness und Well-

ness sowie Bioprodukte. Vor allem die 

sozialen Dienstleistungen, also im We-

sentlichen die Pflege, aber auch andere 

gesundheitsrelevante Dienstleistungen, 

(zum Beispiel im Wellnessbereich) gel-

ten als beschäftigungsintensive Bereiche.

Wenn es gelingt, die wirtschaftspoliti-

schen Rahmenbedingungen so zu ge-

stalten, dass die prognostizierten Wachs-

tums- und Beschäftigungspotenziale der 

Gesundheitswirtschaft in vollem Umfang 

ausgeschöpft werden, kann sich die-

ser Wirtschaftsbereich zur Leitbranche 

entwickeln. 

Innenpolitisch sind vor allem die wirt-

schaftspolitischen Implikationen einer 

nachhaltigen Finanzierung der Kran-

kenversicherung von großer Bedeutung.

Allgemein wird erwartet, dass von einer 

wettbewerblichen Marktorganisation 

mit der größten Wahrscheinlichkeit die 

besten Ergebnisse erzielt werden. Ein er-

klärtes politisches Ziel ist es daher, durch 

Stärkung des Wettbewerbs die E�zienz 

im Gesundheitssektor zu erhöhen und 

damit maßgeblich zu einer nachhaltigen 

Finanzierung in der Krankenversiche-

rung beizutragen. Dies ermöglicht eine 

Nutzung der gesamtwirtschaftlichen 

Wachstums- und Wertschöpfungspoten-

ziale der Gesundheitswirtschaft. 

Vor diesem Hintergrund wird ein weite-

res vom Bundeswirtschaftsministerium 

beauftragtes Forschungsprojekt den po-

tenziellen Beitrag des Wettbewerbs zur 

Bewältigung der zukünftigen – insbeson-

dere durch die demografische Entwick-

lung bedingten – Herausforderungen 

in der privaten Krankenversicherung 

untersuchen. 

Ein Gutachten im Auftrag des Bun-

desministeriums für Wirtschaft 

und Technologie kommt zu dem Ergeb-

nis, dass in der Gesundheitswirtschaft 

10,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

erwirtschaftet werden und 5,4 Millio-

nen Menschen beschäftigt sind. Das ist 

mehr als in jedem anderen Wirtschafts-

zweig. In der Ö�entlichkeit wird die Ge-

sundheitswirtschaft allerdings weniger 

als Wirtschaftszweig, sondern eher als 

Teil der Grundversorgung und damit als 

Kostenfaktor des Solidarsystems wahr-

genommen. Hier will das Ministerium 

einen Perspektivwechsel herstellen, der 

auf Stärkung und Förderung der Wachs-

tums- und Beschäftigungspotenziale der 

Gesundheitswirtschaft ausgerichtet ist.

Mit dem sogenannten Satellitenkonto für 

die Gesundheitswirtschaft ist es gelun-

gen, diesen „anderen Blick“ mit Fakten 

und wirtschaftspolitischen Kennzi�ern zu 

untermauern. Indem die Anteile der Ge-

sundheitswirtschaft innerhalb der amtli-

chen volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nung dargestellt werden, kann gezeigt 

werden, welche Wertschöpfungs- und 

Beschäftigungspotenziale hier enthalten 

sind. Unter den richtigen wirtschaftspo-

litischen Rahmenbedingungen könnte 

der Anteil der Gesundheitswirtschaft am 

Bruttoinlandsprodukt bis 2020 auf fast 

13 Prozent und die Zahl der Beschäftig-
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Neue Beschäftigungschancen

Der Beitrag der Gesundheits-

wirtschaft zu Wachstum und 

Beschäftigung ist weit größer 

als bisher angenommen.  

Von  Ernst Burgbacher


